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Änderung der Kantonsverfassung:
Ergänzung der Unvereinbarkeiten



Änderung der Kantonsverfassung: 
Ergänzung der Unvereinbarkeiten 

Diese Verfassungsänderung will

◆    dass inskünftig dem Kantonsrat keine nebenamtlichen Mitglieder 
oder Ersatzmitglieder kantonaler Gerichte mehr angehören dürfen, 
die der direkten Aufsicht des Kantonsrates unterstehen;

◆    durch die Ergänzung der Unvereinbarkeiten den Grundsatz der 
Gewaltenteilung stärken, ohne dadurch das passive Wahlrecht über-
mässig zu beschränken.

Mit der Änderung von Artikel 58 der Kantonsverfassung (KV) wird ein 
Auftrag umgesetzt, den der Kantonsrat am 19. Mai 2010 erheblich erklärt 
hat. 

Der Kantonsrat hat die Vorlage einstimmig beschlossen 
(mit 90 zu 0 Stimmen).

Kurzinformationen
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Geltende Regelung zu den 
Unvereinbarkeiten

Die Kantonsverfassung regelt 
unter der Sachüberschrift «Ge-
waltenteilung» und als wich-
tigen Teilgehalt derselben in 
Artikel 58 die sogenannten 
«Unvereinbarkeiten», welche 
für Mitglieder der gesetzge-
benden, der vollziehenden 
und der richterlichen Gewalt 
im Kanton Solothurn gelten. 
Die Bestimmung lautet wie 
folgt:

Art. 58. Gewaltenteilung
1  Kantonsrat, Regierungsrat 
und die Gerichte erfüllen 
ihre Aufgaben grundsätz-
lich getrennt. Keine dieser 
Behörden darf in den durch 
Verfassung oder Gesetz fest-
gelegten Wirkungskreis der 
anderen eingreifen.

2  Niemand darf gleichzeitig 
Mitglied des Kantonsrates 

und des Regierungsrates 
oder Mitglied einer dieser 
Behörden und des Oberge-
richtes sein.

3  Dem Kantonsrat dürfen 
Beamte und Angestellte der 
kantonalen Verwaltung, der 
Gerichte und der kantonalen 
Anstalten mit Verwaltungs-
aufgaben sowie die leiten-
den Funktionäre der übrigen 
kantonalen Anstalten nicht 
angehören.

Nach der geltenden Unver-
einbarkeitsregelung von Arti-
kel 58 Absatz 3 KV und der 
dazu geübten Praxis dürfen 
hauptamtliche Beamte und 
Angestellte der kantonalen 
Verwaltung, der Gerichte und 
der kantonalen Anstalten mit 
Verwaltungsaufgaben sowie 
die leitenden Funktionäre 
der übrigen Anstalten dem 
Kantonsrat nicht angehören. 
Nebenamtliche Beamte und 

Angestellte der kantonalen 
Verwaltung, der Gerichte und 
der kantonalen Anstalten mit 
Verwaltungsaufgaben sind 
hingegen in den Kantonsrat 
wählbar.

Erheblich erklärter Auftrag 
im Kantonsrat

Der Kantonsrat hat am 19. Mai 
2010 einen Auftrag erheblich 
erklärt, welcher verlangt hat, 
die kantonale Verfassungsbe-
stimmung zur Gewaltentei-
lung (Art. 58 KV) sei dahinge-
hend anzupassen, dass zusätz-
lich zu dem heute bereits be-
troffenen Personenkreis auch 
alle nebenamtlichen Mitglie-
der kantonaler Gerichte, die 
der direkten Aufsicht des Kan-
tonsrates unterstehen (§ 109 
Gesetz über die Gerichtsorga-
nisation [GO]) und bei denen 
der Kantonsrat Disziplinarbe-
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hörde ist (§ 24 Bst. a Ver-
antwortlichkeitsgesetz [VG]), 
nicht gleichzeitig Mitglied 
des Kantonsrates sein dürfen. 
Die Änderungen sind gemäss 
dem erheblich erklärten Auf-
trag auf Beginn der nächsten 
Wahlperiode in Kraft zu set-
zen (per 1. August 2013).
 
Ersatzmitglieder des Ober-
gerichtes sowie die Mitglie-
der und Ersatzmitglieder 
des Steuergerichtes sollen 
inskünftig nicht mehr dem 
Kantonsrat angehören dür-
fen.

Die Unvereinbarkeitsregelung 
von Artikel 58 Absätze 2 und 
3 KV soll, entsprechend dem 
erheblich erklärten Auftrag, 
im Wesentlichen wie bis anhin 
belassen werden. So ist sicher-
gestellt, dass auch weiterhin 
diejenigen Personen nicht 
dem Kantonsrat angehören 
können, welchen das bereits 
bisher nicht möglich war. Die 
oben erwähnte Praxis, die sich 
dazu herausgebildet hat, kann 
somit weitergeführt werden. 
Durch die Anfügung eines 
neuen Absatzes 4 bei Arti-
kel 58 KV wird die Regelung 
dahingehend ergänzt, dass 
inskünftig dem Kantonsrat 
keine nebenamtlichen Mit-
glieder oder Ersatzmitglieder 
kantonaler Gerichte, die der 
direkten Aufsicht des Kan-
tonsrates unterstehen, mehr 
angehören dürfen. Der neue 
Absatz 4 erfasst damit die 
Ersatzmitglieder des Ober-
gerichtes sowie die Mit-
glieder und Ersatzmitglie-
der des Steuergerichtes. 
Diese sollen inskünftig nicht 
mehr dem Kantonsrat ange-
hören dürfen. Hingegen sind 
die Mitglieder und Ersatzmit-

glieder jener Gerichtsbehör-
den nicht betroffen, welche 
der direkten Aufsicht einer 
anderen Behörde unterliegen 
und somit bloss der Oberauf-
sicht des Kantonsrates unter-
stehen (z.B. Jugendrichter und 
Mitglieder der kantonalen 
Schätzungskommission). Letz-
tere dürfen weiterhin dem 
Kantonsrat angehören.

Gründe für die Ergänzung 
der Unvereinbarkeiten

In der Frage der Unvereinbar-
keiten offenbart sich ein Ziel-
konfl ikt zweier im demokra-
tischen Rechtsstaat grundle-
gender Verfassungsprinzipien: 
Nach dem Demokratieprinzip 
sollen sowohl das aktive als 
auch das passive Wahlrecht 
möglichst uneingeschränkt 
allen Stimm- und Wahlberech-
tigten zustehen (Art. 4 und 
25 KV). Dagegen würde der 
Gewaltenteilungsgrundsatz 
in seiner reinen Form verlan-
gen, die drei Staatsgewalten 
auch personell strikt zu tren-
nen, um jegliches Eingreifen 
der einen Gewalt in den Wir-
kungskreis der anderen von 
vornherein ausschliessen zu 
können. Bei der Regelung der 
Unvereinbarkeiten gilt es des-
halb, einen vernünftigen Aus-
gleich zwischen den beiden 
erwähnten Verfassungsgrund-
sätzen herbeizuführen, und 
zwar so, dass die Gewalten-
teilung beachtet wird, ohne 
dass damit eine übermässige 
Beschränkung des aktiven und 
passiven Stimm- und Wahl-
rechtes verbunden wäre.

Mit der nun vorgeschlagenen 
Anpassung der Unvereinbar-
keitsregelung (anknüpfend 

an die direkte Aufsicht des 
Kantonsrates) kann beiden er-
wähnten Verfassungsprinzi-
pien angemessen Rechnung 
getragen werden. Weitere 
Möglichkeiten, die Unverein-
barkeiten auszudehnen (An-
knüpfung an die Ausübung 
einer richterlichen Funktion 
oder an die Wahl durch den 
Kantonsrat), wurden geprüft, 
wegen der damit verbunde-
nen Beschränkung des passi-
ven Wahlrechtes aber nicht 
weiterverfolgt.

Der Kantonsrat hat die Auf-
sicht über die Geschäftsfüh-
rung des Obergerichtes und 
des Kantonalen Steuergerich-
tes wahrzunehmen (§ 109 GO) 
und ist Disziplinarbehörde 
gegenüber den letztinstanz-
lichen kantonalen Gerichten 
(§ 24 Bst. a VG). Unabhän-
gigkeit und Weisungsfreiheit 
des Kantonsrates gegenüber 
diesen Gerichten sind für diese 
Funktionen sehr wichtig. Rol-
lenkonfl ikte im Rahmen der 
Aufsicht und Verantwortlich-
keit sind zu vermeiden. Es ist 
daher sinnvoll und zweckmäs-
sig, die Unvereinbarkeit im 
Sinne des erheblich erklärten 
Auftrages auszudehnen, so 
dass Richterinnen und Richter 
nicht der eigenen Aufsichts- 
und Disziplinargewalt unter-
stehen.

Auswirkungen

Die Anpassung der Unverein-
barkeitsregelung hat keine 
personellen oder fi nanziel-
len Auswirkungen. Besonde-
re Vollzugsmassnahmen sind 
nicht erforderlich. Die Teilre-
vision hat keine Folgen für die 
Gemeinden.
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Kantonsratsbeschluss vom 21. März und 12. Juni 2012
Nr. RG 021/2012

Ergänzung der Unvereinbarkeiten: Änderung der Kantonsverfassung
 

Der Kantonsrat von Solothurn
gestützt auf Artikel 137 und 138 Absatz 2 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 19861)
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom 28. Februar 2012 (RRB Nr. 2012/445)
beschliesst:

I.  Der Erlass Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 8. Juni 19862) (Stand 1. Januar 2011) wird wie folgt 
geändert:

 Art. 58 Abs. 4 (neu)
 4 Dem Kantonsrat ausserdem nicht angehören dürfen die nebenamtlichen Mitglieder und Ersatzmitglieder 
 kantonaler Gerichte, die der direkten Aufsicht des Kantonsrates unterstehen.

II. Keine Fremdänderungen.

III. Keine Fremdaufhebungen.

IV. Diese Änderung tritt am 1. August 2013 in Kraft.

In zweimaliger Lesung beschlossen.

Im Namen des Kantonsrats
Christian Imark Fritz Brechbühl
Präsident Ratssekretär

Über diesen Beschluss stimmen Sie ab:

Regierungsrat und Kantonsrat empfehlen Ihnen:

JA  zur Änderung der Kantonsverfassung: 
Ergänzung der Unvereinbarkeiten

1)  BGS 111.1
2)  BGS 111.1


